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BERUFSSTÄNDISCHES �

 Wer es schlicht 
vergisst, die 
Steuerla s t 
mindernde 
Ta t s a c h e n 

in der entsprechenden Anla-
ge der elektronischen Einkom-
menssteuererklärung anzuge-
ben, handelt nicht zwingend 
grob fahrlässig. 

Der IX. Senat des Bundes-
fi nanzhofes (BFH) hat mit Urteil vom 
10.2.2015 (Az.: IX R 18/14) entschieden, 
dass solche Angaben auch dann noch 
vom Finanzamt berücksichtigt wer-
den müssen, wenn sie dort erst nach 
Bestandskraft der Steuerveranlagung 
mitgeteilt werden.

Im vorliegenden Fall hatte der Steu-
erberater des Klägers bei Erstellung der 
elektronischen Steuererklärung verges-
sen, einen Verlustbetrag, den er selbst 
errechnet hatte, in das entsprechende 
Feld des Steuerprogramms einzutra-
gen. Das Finanzamt hatte somit keine 
Kenntnis von diesem Betrag und konn-
te ihn auch nicht bei der Veranlagung 
berücksichtigen.

Vier Jahre später beantragte der Klä-
ger, diesen Verlust doch noch zu berück-
sichtigen. Das lehnte das Finanzamt ab. 
Es argumentierte, dass eine Änderung 
nur möglich sei, wenn den Steuerpfl ich-
tigen kein grobes Verschulden treffe. 

Im vorliegenden Fall allerdings sei es 
zwar nicht der eigene Fehler gewesen, 
der Kläger müsse sich aber das grobe 
Verschulden seines Steuerberaters zu-
rechnen lassen. Diesem hätten schließ-
lich alle Fakten vorgelegen, er hingegen 
habe es versäumt, den entsprechen-
den Eintrag im EDV-Programm vorzu-
nehmen. 

Der Bundesfi nanzhof sah das aller-
dings anders. Grobe Fahrlässigkeit lie-
ge vor, wenn der Steuerpfl ichtige die 
ihm nach seinen persönlichen Fähigkei-
ten und Verhältnissen zumutbare Sorg-
falt in besonders hohem Maße und in 
nicht entschuldbarer Weise verletzt ha-
be. In der Rechtsprechung liege dies ins-
besondere dann vor, wenn der Steuer-
pfl ichtige seiner Erklärungspfl icht nur 
unzureichend nachkomme, indem er 
unvollständige Steuererklärungen ab-
gebe.

Der Begriff des Verschuldens sei bei 
elektronisch gefertigten Steuererklä-
rungen in gleicher Weise auszulegen 
wie bei schriftlich gefertigten Erklä-
rungen. Für die Beurteilung der Fra-
ge, ob ein grobes Verschulden vorlie-
ge, müsse zum einen der Umstand be-
dacht werden, dass sich der Kläger zur 
Erstellung seiner Einkommenssteuer-
erklärung eines Steuerberaters bedient 
habe, an den erhöhte Sorgfaltsanforde-
rungen hinsichtlich seiner Kenntnisse 

und der Anwendung steuerrechtlicher 
Vorschriften gestellt werden könnten. 
Darüber hinaus müsse bedacht wer-
den, dass bei elektronisch gefertigten 
Erklärungen der Überblick über die Fel-
der auf dem Monitor mitunter schwie-
riger zu erlangen sei als bei einer Steu-
ererklärung in Papierform. 

Ein individuelles Fehlverhalten hat 
der BFH insofern nicht festgestellt. Er 
sah in dem »Vergessen« ein unbewuss-
tes mechanisches Versehen, das bei der 
Verwendung elektronischer Steuerpro-
gramme passieren könne. Es handele 
sich hier um eine Nachlässigkeit, die 
üblicherweise vorkommen könne und 
mit denen immer gerechnet werden 
müsse. Sie seien nicht als grob fahrläs-
sig zu werten, wenn sie selbst bei sorg-
fältiger Arbeit nicht zu vermeiden sind.

Dieses Urteil zeigt Milde gegenüber 
dem Steuerpfl ichtigen, wird doch hier 
der Umstand gewürdigt, dass der Klä-
ger sich auf seinen Steuerberater verlas-
sen können musste. Dieser allerdings 
wird sich einer weiteren Überprüfung 
nicht entziehen können: Das Finanz-
gericht hat nun darüber zu befi nden, 
ob ihn ggf. aus anderen Gründen ein 
grobes Verschulden trifft. Schließlich 
hat das Finanzamt durch sein Versäum-
nis erst nachträglich von dem Verlust-
betrag des Klägers erfahren.
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